
  

A. Problem und Ziel

Mit dem am 13. November 2003 unterzeichneten Abkommen zwischen
der Bundesregierung und der Liga der Arabischen Staaten wird der
rechtliche Status der Berliner Niederlassung der Liga und des dort
tätigen Personals festgelegt.

Das Abkommen bedarf für sein Inkrafttreten u. a. der Umsetzung in
innerstaatliches Recht.

B. Lösung

Erlass einer Verordnung der Bundesregierung auf der Grundlage der
bestehenden gesetzlichen Ermächtigung entsprechend Artikel 80
Abs. 1 des Grundgesetzes.

C. Alternativen

Keine

Verordnung
der Bundesregierung

Entwurf einer Verordnung
zu dem Abkommen vom 13. November 2003
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Liga der Arabischen Staaten
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D. Finanzielle Auswirkungen

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Es entstehen keine Mehrausgaben für die öffentlichen Haushalte.

2. Vollzugsaufwand

Besonderer Vollzugsaufwand entsteht nicht.

E. Sonstige Kosten

Die Wirtschaft wird nicht mit Kosten belastet.

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, den 3. März 2004
Der Bundeskanzler

An den
Präsidenten des Bundesrates
Herrn Ministerpräsidenten
Dieter Althaus

Hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene

Verordnung zu dem Abkommen vom 13. November 2003 zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Liga der Arabischen
Staaten über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in
Berlin.

mit Begründung und Vorblatt.

Ich bitte, die Zustimmung des Bundesrates aufgrund des Artikels 80 Absatz 2
des Grundgesetzes herbeizuführen.

Federführend ist das Auswärtige Amt.

Gerhard Schröder

Verordnung
der Bundesregierung

Entwurf einer Verordnung
zu dem Abkommen vom 13. November 2003
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Liga der Arabischen Staaten
über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin
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Auf Grund des Artikels 3 des Gesetzes vom 22. Juni 1954 über den Beitritt
der Bundesrepublik Deutschland zum Abkommen über die Vorrechte und
Befreiungen der Sonderorganisationen der Vereinten Nationen vom 21. Novem-
ber 1947 und über die Gewährung von Vorrechten und Befreiungen an andere
zwischenstaatliche Organisationen (BGBl. 1954 II S. 639), der durch Artikel 4
Abs. 1 des Gesetzes vom 16. August 1980 (BGBl. 1980 II S. 941) neu gefasst
worden ist, verordnet die Bundesregierung:

Artikel 1

Das in Kairo am 13. November 2003 unterzeichnete Abkommen zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Liga der Arabischen Staa-
ten über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin wird hier-
mit in Kraft gesetzt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Diese Verordnung tritt an dem Tag in Kraft, an dem das Abkommen nach
seinem Artikel 17 Abs. 3 in Kraft tritt.

(2) Diese Verordnung tritt an dem Tag außer Kraft, an dem das Abkommen
nach seinem Artikel 17 Abs.1 außer Kraft tritt.

(3) Der Tag des Inkrafttretens und der Tag des Außerkrafttretens sind im
Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Berlin, den 2004

D e r  B u n d e s k a n z l e r

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e s  A u s w ä r t i g e n

Verordnung
zu dem Abkommen vom 13. November 2003

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Liga der Arabischen Staaten

über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin

Vom 2004
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Begründung zur Verordnung

Mit der Verordnung soll das am 13. November 2003 in Kairo unterzeichnete
Abkommen zwischen der Bundesregierung und der Liga der Arabischen Staa-
ten über den Sitz des Büros der Liga in Berlin in Kraft gesetzt werden.

Die Eingangsformel gibt im Einklang mit Artikel 80 Abs. 1 Satz 3 des Grundge-
setzes die ermächtigende gesetzliche Bestimmung für den Erlass der Verord-
nung wieder.

Zu Artikel 1

Über diese Bestimmung wird das Abkommen in Anwendung der aufgeführten
gesetzlichen Ermächtigungsgrundlagen in Kraft gesetzt.

Zu Artikel 2

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Absatz 2 legt den Zeitpunkt fest, an dem die Verordnung außer Kraft tritt.

Nach Absatz 3 ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens und Außerkrafttretens der
Verordnung im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Die Verordnung bedarf entsprechend der gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage
der Zustimmung des Bundesrates.

Schlussbemerkung

Es entstehen keine Mehrausgaben für die öffentlichen Haushalte.

Die Wirtschaft wird nicht mit Kosten belastet.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau,
sind nicht zu erwarten.
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Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und

die Liga der Arabischen Staaten –

angesichts der besonders engen Beziehungen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Liga der Arabischen Staa-
ten und ihren Mitgliedstaaten, die auf Verständigung und enger
Zusammenarbeit beruhen,

ausgehend von der zwischen der arabischen Welt und der
Bundesrepublik Deutschland bestehenden Freundschaft, die
ihre Tiefe und Stärke durch wachsende Zusammenarbeit ge-
zeigt hat,

in der Bekräftigung des gemeinsamen Wunsches, die Bezie-
hungen weiter zu stärken und zu intensivieren,

in dem Wunsch, die Frage der Vorrechte und Immunitäten des
Büros der Liga der Arabischen Staaten und der bei dem Büro
der Liga der Arabischen Staaten in Berlin beschäftigten Perso-
nen zu regeln –

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieses Abkommens gelten die folgenden
Begriffsbestimmungen:

a) „Vertragsparteien“ bezeichnet die Bundesrepublik Deutsch-
land und die Liga der Arabischen Staaten; 

b) „Sitzstaat“ bezeichnet die Bundesrepublik Deutschland;

c) „Regierung“ bezeichnet die Regierung des Sitzstaats;

d) „Liga“ bezeichnet die Liga der Arabischen Staaten; „Büro“
bezeichnet die Vertretung der Liga im Sitzstaat; 

e) „Generalsekretär“ bezeichnet den Generalsekretär der Liga;

f) „Leiter des Büros“ bezeichnet die Person, die von der Liga
beauftragt ist, in dieser Eigenschaft tätig zu sein;

g) „Mitglieder des Büros“ bezeichnet den Leiter des Büros
sowie das übrige Personal des Büros einschließlich des
dienstlichen Hauspersonals;

h) „Privater Hausangestellter“ bezeichnet eine im häuslichen
Dienst eines Mitglieds des Büros beschäftigte Person, die
nicht Bediensteter der Liga ist;

i) „Räumlichkeiten des Büros“ bezeichnet, ungeachtet der
Eigentumsverhältnisse, die Gebäude oder Gebäudeteile und
das dazugehörige Gelände, die für die Zwecke des Büros
verwendet werden;

j) „Wiener Übereinkommen“ bezeichnet das am 18. April 1961
in Wien geschlossene Wiener Übereinkommen über diplo-

Abkommen
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und der Liga der Arabischen Staaten
über den Sitz des Büros der Liga der Arabischen Staaten in Berlin
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matische Beziehungen, dem die Bundesrepublik Deutsch-
land am 11. November 1964 beigetreten ist und das für die
Bundesrepublik Deutschland am 11. Dezember 1964 in
Kraft getreten ist;

k) „Unerlaubte Handlungen“ sind solche im Sinne von Buch 2,
Abschnitt 8, Titel 27 des deutschen Bürgerlichen Gesetzbu-
ches.

Artikel 2

Zweck und Geltung des Abkommens

Dieses Abkommen regelt den Status des Büros und die Vor-
rechte und Immunitäten der Mitglieder des Büros.

Artikel 3

Rechtspersönlichkeit und Rechtsfähigkeit

(1) Die Liga, handelnd durch das Büro, besitzt im Sitzstaat
volle Rechtspersönlichkeit und kann:

1. Verträge schließen,

2. bewegliches und unbewegliches Vermögen erwerben und
veräußern,

3. vor Gericht stehen.

(2) Für die Zwecke dieses Artikels wird das Büro durch des-
sen Leiter vertreten.

Artikel 4

Unverletzlichkeit der
Räumlichkeiten der Liga im Sitzstaat

(1) Die Räumlichkeiten des Büros sind unverletzlich. Voraus-
setzung für die Gewährung der in diesem Abkommen bezeich-
neten, die Räumlichkeiten betreffenden Vorrechte durch den
Sitzstaat ist die Erteilung einer Nutzungsgenehmigung bezüg-
lich der jeweiligen Räumlichkeit. 

(2) Die Räumlichkeiten unterstehen der Autorität und Kon-
trolle der Liga, wie in diesem Abkommen vorgesehen.

(3) Die zuständigen Behörden des Sitzstaats ergreifen alle
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der Liga
der Besitz an den Räumlichkeiten oder irgendeinem Teil dersel-
ben nicht ohne deren ausdrückliche Zustimmung entzogen
wird. 

(4) Bei Feuer oder einem anderen Notfall, der sofortige
Schutzmaßnahmen erforderlich macht, oder in dem Fall, dass
die zuständigen Behörden triftige Gründe zu der Annahme
haben, dass in den Räumlichkeiten des Büros ein solcher Not-
fall eingetreten ist oder bevorsteht, wird die Zustimmung des
Leiters oder seines Vertreters zu jedem notwendigen Betreten
der Räumlichkeiten vermutet, wenn keiner von ihnen rechtzeitig
erreicht werden kann.

(5) Vorbehaltlich der Absätze 1 bis 3 ergreifen die zuständi-
gen Behörden die notwendigen Maßnahmen zum Schutz der
Räumlichkeiten des Büros vor Feuer oder anderen Notfällen.

(6) Unbeschadet dieses Abkommens wird es die Liga nicht
zulassen, dass die Räumlichkeiten für Personen, gegen die ein
strafrechtliches Urteil ergangen ist oder die verfolgt werden,
nachdem sie auf frischer Tat betroffen wurden, oder gegen die
von den zuständigen Behörden ein Haftbefehl, eine Ausliefe-
rungsanordnung oder ein Ausweisungs- oder Abschiebungs-
beschluss erlassen worden ist, eine Zuflucht vor der Justiz wer-
den.
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Artikel 5

Umfang der Befreiung
von der deutschen Gerichtsbarkeit

(1) Die Liga unterliegt für Handlungen, die zu ihrem Auf-
gabenbereich gehören, nicht der deutschen Gerichtsbarkeit,
außer:

– aus vertraglichen Verpflichtungen, einschließlich eines Ar-
beitsvertrages mit einem nicht aus einem der Mitgliedstaaten
der Liga stammenden Mitglied des Büros,

– aus vorsätzlichen und grob fahrlässigen unerlaubten Hand-
lungen,

– aus Schadensersatzansprüchen aus Unfällen mit Kraftfahr-
zeugen, die zum Büro gehören oder für das Büro betrieben
werden,

– aus Verkehrsverstößen und

– im Falle der Erhebung einer Widerklage.

(2) Die Liga verpflichtet sich, Versicherungen abzuschließen,
die mögliche Ansprüche gegen sie, die aufgrund des Handelns
der Mitglieder des Büros entstanden sind, abdecken.

Artikel 6

Unverletzlichkeit
der Archive und Unterlagen

Alle Unterlagen, Materialien und Archive, die sich im Eigen-
tum der Liga befinden, sind unverletzlich, gleichviel, wo im Sitz-
staat und in wessen Besitz sie sich befinden.

Artikel 7

Gelder, Guthaben
und sonstige Vermögenswerte

(1) Die Gelder, Guthaben und sonstigen Vermögenswerte der
Liga, die vom Büro für die Wahrnehmung seiner amtlichen Auf-
gaben genutzt werden, gleichviel, wo und in wessen Besitz sie
sich befinden, genießen Immunität von der Gerichtsbarkeit,
soweit nicht im Einzelfall die Liga ausdrücklich darauf verzichtet
hat. Ein solcher Verzicht umfasst jedoch nicht Vollstreckungs-
maßnahmen; hierfür ist ein besonderer Verzicht erforderlich.

(2) Das Vermögen und die Guthaben, die vom Büro für die
Wahrnehmung seiner amtlichen Aufgaben genutzt werden, sind
von Beschränkungen, Regelungen, Kontrollen oder Stillhalte-
maßnahmen jeder Art befreit.

Artikel 8

Befreiung von Zöllen sowie
von Ein- und Ausfuhrbeschränkungen

(1) Das Büro ist von allen Zöllen, Verboten und Beschränkun-
gen hinsichtlich der für seinen amtlichen Gebrauch ein- oder
ausgeführten Gegenstände einschließlich Kraftfahrzeuge be-
freit. Die demnach zollfrei eingeführten Gegenstände dürfen
jedoch im Sitzstaat nur zu den mit der Regierung vereinbarten
Bedingungen verkauft werden.

(2) Die in Absatz 1 genannten Befreiungen werden in Über-
einstimmung mit den förmlichen Erfordernissen des Sitzstaats
angewendet. Die Erfordernisse lassen jedoch den in diesem
Artikel dargelegten Grundsatz unberührt.

(3) Das Büro genießt ferner Befreiung von allen Zöllen, Ein-
und Ausfuhrverboten und -beschränkungen hinsichtlich seiner
Veröffentlichungen, seiner audiovisuellen Materialien und so
weiter.
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Artikel 9

Erleichterung
im Nachrichtenverkehr

Der amtliche Nachrichtenverkehr und die amtliche Korres-
pondenz des Büros sind unverletzlich. Das Büro ist berechtigt,
Verschlüsselungen zu verwenden sowie seine Korrespondenz
durch Kurier oder in Behältern zu versenden und zu empfangen,
für welche dieselben Immunitäten und Vorrechte gelten wie für
diplomatische Kuriere und diplomatisches Kuriergepäck.

Artikel 10

Flaggen,
Embleme und Kennzeichen

Das Büro ist berechtigt, seine Flagge, sein Emblem und seine
Kennzeichen an den Räumlichkeiten des Büros sowie an
Dienstfahrzeugen anzubringen.

Artikel 11

Vorrechte und Immunitäten
der Mitglieder des Büros

(1) Der Leiter des Büros und sein Stellvertreter genießen in
Ausübung ihrer amtlichen Funktionen die Vorrechte, Immunitä-
ten und Erleichterungen, die den in vergleichbarem Rang ste-
henden Diplomaten der im Sitzstaat akkreditierten diplomati-
schen Missionen nach dem Wiener Übereinkommen gewährt
werden. Zusätzlich genießen sie Befreiung von Zöllen bei der
Einfuhr von für ihre Einrichtung vorgesehenen Gegenständen.
Von der Geltung des Wiener Übereinkommens sind die Bestim-
mungen über steuerrechtliche Privilegien jedoch ausgenom-
men.

(2) Allen übrigen Mitgliedern des Büros werden, sofern sie
nicht ständig im Sitzstaat wohnen und nicht die deutsche
Staatsangehörigkeit besitzen, folgende Vorrechte und Immuni-
täten gewährt:

a) Immunität von der Gerichtsbarkeit hinsichtlich der von ihnen
in ihrer amtlichen Eigenschaft vorgenommenen Handlun-
gen;

b) Befreiung von allen Einwanderungsbeschränkungen und
der Ausländermeldepflicht für sich selbst, ihre Ehegatten
und für die zu ihrem Haushalt gehörenden Kinder, die jünger
als 21 Jahre sind oder von den Mitgliedern des Büros unter-
halten werden;

c) Befreiung von den deutschen Vorschriften über soziale
Sicherheit. Dies schließt die freiwillige Beteiligung nicht aus,
sofern eine solche zugelassen ist. Die Befreiung gilt auch für
private Hausangestellte, die ausschließlich bei einer in Arti-
kel 11 genannten Person beschäftigt sind, sofern sie weder
deutsche Staatsangehörige noch im Sitzstaat ansässig sind
und den in einem Mitgliedstaat der Liga oder in einem Dritt-
staat geltenden Vorschriften unterstehen; die in Artikel 11
genannten Personen haben hierbei die für Arbeitgeber gel-
tenden Vorschriften zu beachten.

(3) Das Büro teilt der Regierung regelmäßig die Namen der-
jenigen Personen mit, die nach diesen Bestimmungen Vorrech-
te und Befreiungen genießen. 

(4) Alle Personen, die nach diesem Abkommen Vorrechte
und Immunitäten genießen, sind unbeschadet derselben ver-
pflichtet, die Gesetze und sonstigen Vorschriften des Sitzstaats
zu beachten. Sie sind ferner verpflichtet, sich nicht in die inne-
ren Angelegenheiten des Sitzstaats einzumischen. Sie unterlas-
sen alle Handlungen, die die Beziehungen des Sitzstaats zu
dritten Staaten beeinträchtigen könnten.

(5) Die Vorrechte und Immunitäten werden den Mitgliedern
des Büros und ihren Familienangehörigen im Interesse der Liga
und nicht zu ihrem persönlichen Vorteil gewährt. Die Liga
stimmt der Aufhebung der einem Mitglied des Büros oder des-
sen Familienangehörigen gewährten Vorrechte und Immunitä-
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ten zu, wenn die gewährten Vorrechte Maßnahmen der Justiz
behindern und wenn diese aufgehoben werden können, ohne
dass dadurch die Arbeit des Büros erschwert wird.

(6) Die gewährten Vorrechte und Immunitäten erlöschen im
Zeitpunkt der Beendigung der dienstlichen Tätigkeit sowie an
dem Tag, an dem das Büro seinen Sitz in der Bundesrepublik
Deutschland aufgibt.

Artikel 12

Missbrauch der
Vorrechte und Immunitäten

(1) Ist die Regierung der Auffassung, dass ein Missbrauch
der durch dieses Abkommen gewährten Vorrechte oder Befrei-
ungen vorgekommen ist, so finden zwischen der Regierung und
der Liga Beratungen statt, um festzustellen, ob ein solcher
Missbrauch stattgefunden hat, und um gegebenenfalls eine
Wiederholung zu vermeiden. 

(2) Führen diese Beratungen nicht zu einem für beide Ver-
tragsparteien befriedigenden Ergebnis, so wird die Frage, ob
ein Missbrauch eines Vorrechts oder einer Befreiung vorgelegen
hat, nach Artikel 16 dem Schiedsgericht vorgelegt. Stellt das
Schiedsgericht fest, dass ein Missbrauch vorgelegen hat, so
hat die Regierung das Recht, nach Mitteilung an das Büro der
Liga gegenüber das betreffende Vorrecht oder die betreffende
Befreiung aufzuheben.

Artikel 13

Ausweise

Die Regierung stellt dem Leiter des Büros und dessen Stell-
vertreter auf deren Ersuchen hin Ausweise aus, die ihren Status
im Rahmen des Abkommens bescheinigen.

Artikel 14

Zugang zum Arbeitsmarkt

Ehegatten von Mitgliedern des Büros und zu ihrem Haushalt
gehörende Kinder, die jünger als 21 Jahre sind oder von den
Mitgliedern des Büros unterhalten werden, benötigen keine
Arbeitsgenehmigung.

Artikel 15

Private Hausangestellte

Den Mitgliedern des Büros ist es gestattet, unter den im Wie-
ner Übereinkommen und in den einschlägigen Bestimmungen
des Sitzstaats genannten Voraussetzungen und Bedingungen
private Hausangestellte zu beschäftigen. 

Artikel 16

Beilegung von Streitigkeiten

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung die-
ses Abkommens werden, soweit möglich, durch Verhandlungen
zwischen der Regierung und der Liga beigelegt.

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt
werden, so kann jede Vertragspartei verlangen, dass die Strei-
tigkeit einem Schiedsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder
sich auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann
einigen, der von der Regierung und der Liga bestellt wird. Die
Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem die eine Vertrags-
partei der anderen mitgeteilt hat, dass sie die Streitigkeit einem
Schiedsgericht unterbreiten will.

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal-
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede
Vertragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichts-
hofs bitten, die erforderliche Ernennung vorzunehmen.
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(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit auf
Grundlage der anwendbaren Regeln des Völkerrechts. Seine
Entscheidung ist endgültig und für die Vertragsparteien bin-
dend. Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie
ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von
den Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das Schieds-
gericht kann eine andere Kostenregelung treffen. Im Übrigen
regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst.

Artikel 17

Schlussbestimmungen

(1) Dieses Abkommen tritt sechs Monate nach dem Tag
außer Kraft, an dem eine der Vertragsparteien der anderen
schriftlich ihren Beschluss anzeigt, das Abkommen zu been-
den. Das Abkommen bleibt jedoch, soweit erforderlich, für
einen weiteren Zeitraum in Kraft, der für die ordnungsgemäße
Abwicklung der Tätigkeit des Büros im Sitzstaat und die Veräu-
ßerung seines dortigen Vermögens sowie für die Beilegung
etwaiger Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien benötigt
wird.

(2) Dieses Abkommen kann jederzeit auf Ersuchen einer Ver-
tragspartei im gegenseitigen Einvernehmen geändert werden.

(3) Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, der auf den
Eingang der letzten Mitteilung folgt, durch welche die Vertrags-
parteien einander die Erfüllung ihrer jeweiligen förmlichen Vor-
aussetzungen für das Inkrafttreten mitgeteilt haben.

Geschehen zu Kairo am 13. November 2003 in zwei Urschrif-
ten, jede in deutscher und arabischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

M a r t i n  K o b l e r

Für die Liga der Arabischen Staaten

A m r  M o u s s a
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I. Allgemeiner Teil

Als Zusammenschluss von insgesamt 22 Staaten exis-
tiert die Liga der Arabischen Staaten seit dem Jahre
1945. Zur Festigung ihrer Beziehungen mit der Bundes-
republik Deutschland hat die Liga in Berlin ein Büro ein-
gerichtet.

Die Arabische Liga erfüllt wichtige Aufgaben zur Förde-
rung der koordinierten Zusammenarbeit aller in ihr vertre-
tenen arabischen Staaten mit der Bundesrepublik. Diese
Kooperation hat in den letzten Jahren deutlich an Bedeu-
tung gewonnen. Die unabhängige Aufgabenwahrneh-
mung der Arabischen Liga als internationale Organisation
setzt auch im Gastland Deutschland die Anerkennung
ihrer Rechtspersönlichkeit sowie gewisse Vorrechte und
Immunitäten für das Büro in Berlin und ihre Bediensteten
voraus. Diese werden durch das vorliegende Abkommen
im Rahmen des Erforderlichen festgelegt. Steuerliche
Privilegien werden nicht gewährt. Es ist davon auszuge-
hen, dass dieses Statusabkommen die Arbeit der Liga in
Deutschland zum beiderseitigen Vorteil wirkungsvoll
erleichtern wird. Gleichzeitig wird mit der Übereinkunft
eine weitgehende Angleichung an den Status erreicht,
welcher der Arabischen Liga bereits in einigen anderen
Staaten der Europäischen Union zuerkannt wird.

Das Abkommen entspricht dem Interesse Deutschlands
an der Pflege und am Ausbau seiner internationalen
Beziehungen und insbesondere denen mit der arabi-
schen Welt.

II. Besonderer Teil

P r ä a m b e l

Die Präambel enthält die Beweggründe für den Ab-
schluss des Statusabkommens einschließlich des
gemeinsamen Wunsches, die Beziehungen zwischen der
Liga der Arabischen Staaten und der Bundesregierung
zu intensivieren.

A r t i k e l  1

Dieser Artikel enthält wesentliche Begriffsbestimmungen.
Hinzuweisen ist darauf, dass zur Vermeidung von Ausle-
gungsschwierigkeiten der Begriff der unerlaubten Hand-
lungen nach den einschlägigen Bestimmungen des 
deutschen Bürgerlichen Gesetzbuchs definiert wird.

A r t i k e l  2

Diese Bestimmung legt den Zweck und den Geltungs-
bereich des Abkommens fest.

A r t i k e l  3

Über Artikel 3 wird der Liga der Arabischen Staaten volle
Rechtspersönlichkeit zuerkannt und der Umfang ihrer
Rechtsfähigkeit festgelegt.

A r t i k e l  4

Artikel 4 regelt die Voraussetzungen und den Umfang der
Unverletzlichkeit der Räumlichkeiten der Liga einschließ-
lich gewisser Zutrittsrechte und Schutzmaßnahmen
deutscher Behörden in Notfällen.

A r t i k e l  5

Abgesehen von genau bezeichneten Ausnahmen unter-
liegt die Liga der Arabischen Staaten aufgrund dieser
Bestimmung für Handlungen in ihrem Aufgabenbereich
nicht der deutschen Gerichtsbarkeit. Die Liga hat eine
Versicherungspflicht im Hinblick auf ihr zurechenbare
Handlungen von Mitgliedern des Büros.

A r t i k e l  6

Artikel 6 legt die Unverletzlichkeit der Archive und Unter-
lagen der Liga im Sitzstaat fest.

A r t i k e l  7

Die amtlich genutzten Gelder, Guthaben und sonstige
Vermögenswerte der Liga unterliegen gemäß dieser
Regelung nicht der deutschen Gerichtsbarkeit. Auf diese
Immunität kann die Liga jedoch ausdrücklich verzichten.
Eventuelle Vollstreckungsmaßnahmen bedürfen einer
besonderen Verzichtserklärung durch die Liga.

A r t i k e l  8

Diese Bestimmung sieht die Befreiung des Büros von
Zöllen sowie von Ein- und Ausfuhrbestimmungen vor.
Einschlägige Verfahrensvorschriften des Sitzstaates blei-
ben dabei unberührt.

A r t i k e l  9

In Artikel 9 werden insbesondere die Unverletzlichkeit
sowie die Modalitäten des amtlichen Nachrichtenver-
kehrs der Liga geregelt.

A r t i k e l  1 0

Diese Regelung betrifft die Berechtigung des Büros der
Liga, seine Flagge, sein Emblem und seine Kennzeichen
zu benutzen.

A r t i k e l  1 1

Über diese Bestimmung werden dem Leiter des Büros
und seinem Stellvertreter Vorrechte und Immunitäten bei
der Ausübung ihrer amtlichen Funktionen zugebilligt. Sie
genießen außerdem Zollbefreiung bei der Einfuhr von für
ihre Einrichtung vorgesehenen Gegenständen. Steuerli-
che Privilegien werden nicht gewährt. Die übrigen Mit-
glieder des Büros, sofern sie nicht ständig im Sitzstaat
wohnen und nicht die deutsche Staatsangehörigkeit
besitzen, genießen Befreiungen und Immunitäten in dem
für ihre Tätigkeit erforderlichen Umfang.

Das gesamte Personal unterliegt außerdem der Verpflich-
tung, die deutsche Rechtsordnung zu achten und sich
nicht in die inneren Angelegenheiten Deutschlands ein-
zumischen.

Weitere Regelungen betreffen die Möglichkeit einer Auf-
hebung von Vorrechten und Immunitäten durch die Liga
sowie den Zeitpunkt des Erlöschens dieser Privilegien.

A r t i k e l  1 2

Zur Feststellung eines Missbrauchs der durch dieses
Abkommen gewährten Vorrechte und Immunitäten sowie 
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zu ihrer eventuellen Aufhebung sieht Artikel 12 ein
bestimmtes Verfahren vor.

A r t i k e l  1 3

Nach dieser Bestimmung erhalten der Leiter des Büros
und dessen Stellvertreter amtliche Ausweise, die ihren
Status belegen.

A r t i k e l  1 4

Artikel 14 regelt für Familienangehörige der Mitglieder
des Büros den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt.

A r t i k e l  1 5

Dieser Artikel legt die Voraussetzungen fest, unter denen

die Mitglieder des Büros private Hausangestellte be-
schäftigen können.

A r t i k e l  1 6

Diese Regelung sieht ein besonderes Verfahren zur Beile-
gung von Streitigkeiten zwischen der Bundesregierung
und der Liga über die Auslegung und Anwendung dieses
Abkommens vor.

A r t i k e l  1 7

Artikel 17 beinhaltet Bestimmungen über das Inkrafttre-
ten, Änderungen und das Außerkrafttreten des Abkom-
mens.
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